
und die „gewerkscfcafflche Solidarität“
Essea. 27. Mai. „Der britische Bergarbeiterverband hat 

an die Bergarbeiter-Internationale. sowie an «De Transport- 
arbeiter-fÖderation telegraphisch das dringend« Ersuchen ge- 
richtet. die schärfsten Maßnahmen zur Unterbindung der Koh
lentransporte nach England zu treffen, da dfe b M c H u  Aktkm 
zar DnrchfBunac der KiMra iarrr r  W W  Engbad fa*  ertöte* 
loa i H r i l ~ É  seL In den nächsten Tagen sollen ia Du.sburg 
Verhandlungen zwischen Vertretern der Bergarbeiter-inter
nationale und der internationalen Transportarbeiter-Föderation 
über die zu treffenden verschärften Maßnahmen zur Durch
führung der Kohlensperre gegen England stattfinden.^

Wir haiben in voriger Nummer der JCAZ.“ die Zahlen ge
nannt. die die Steigerung der Förderung hauptsächlich ia Ober
schlesien beschreiben. Obiger Aufruf ist nur eine Bestätigung 
der Tatsache. daB die Gewerksduften eine Kohlen zufuhr nicht 
verhindern wollen, weil sie ihr „Vaterland“ mehr lieben als 
eben ein anderes „Vaterland“. Das haben gerade die engli
schen Gewerkschaften während des amerikanischen Berg
arbeiterstreiks bewiesen, wo England die meiste Streik
brecherkohle lieferte, ohne daß einer der „radikalen“ -Gewerk
schaftsführer dagegen aufgetreten wäre. Der angekündigte 
Kongreß wird daran nichts ändern.

Nachdem die englischen Gewerkschaften dem General
streik das Genick gebrochen haben .suchen sie einen Sünden
bock. um den niedergeknüttelten Bergarbeitern ihre „Un
schuld“ beweisen zu können. Wenn der englischen Regierung 
die Geschichte zu lange dauern sollte, wird sie nicht vor Maß
nahmen zufückschrecken.,die dem Streik der Bergarbeiter ein 
beschleunigtes Ende machen, während die Gewerkschaften 
weiterhin die Arbeiter mit dem Unsinn des „rein wirtschaft
lichen Kampfes“ traktieren, und so die sichere Niederlage her
beiführen helfen. — Die Notwendigkeit des Kampfes um die 
Macht ist auch in England auf der Tagesordnung, und d e r  Ver
such. diese Notwendigkeit zu ignorieren, muß notwendig, zur 
Niederlage führen, bis die Erkenntnis der gegebenen KlasSen- 
kampfbedingungen reift, nnd auch das englische Proletariat 
befähigt, mit der arbdtermordenden Gewerkschaftstaktik zn 
brechen und der Kapitalismus selbst vernichtet werden muß 
durch den Kampf um die proletarische Diktatur.

der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands, Wirtschaftsbezirk Berlin-Brandenburg

I des vfrf^ ^ ngsniäBigeTi Staatsbürgerrechts“. 20 Millio
nen S tim m **  unter diesen reden Verhältnissen ist eine 
unwahrsebeinhebe Leistung. Mag aber der Volksent
scheid diesen oder Jeden. Abschluß bringen. Auf jeden 
Fall ist er ein Mittel in der, Hand der SPD. nnd der Ge
werkschaften. die Proleten engef' an die kapitalistische 
Republik zu ketten. # 1 v

"Durch den Scbeinkampf gegen die «Mutigen An
schläge der Faschisten4* nnd gegen die «monarchistische 
Gefahr“, für die Demokratie, durch die Scheinparole die 
direkte Gesetzgebung durchzuführen durch den 
Volksentscheid, werden die Proleten vom Kampf gegen 
das kapitalistische System abgelenkt Der „Vorwirts“ e r 
tappt die KPDrSeOem bösen Gedanken, daß dfc-Durch- 
ffihrung des siegreichen Enteignüngsgesetzes sabotiert 
werden kann. Die KPD. will nicht zeigen, daß der 
Kampf innerhalb der bürgerlichen Demokratie eitel Spie
gelfechterei is t Die KPD. wffl doch das Vertrauen der 
Mehrheit der werktätigen Bevölkerung erlangen. Aller
dings durch den mit revolutionärer Klassenkampftaktik 
unvereinbaren Pkkikurs, zu beweisen, daß <fie Schwarz
rotgoldenen unfähig sind, die demokratische Republik 
(gegen wen?) za verteidigen, und daß am besten die 
KPD. den kapitalistischen Staat zu schützen vermag. 
Wenn den KPD.-Proletariem diese Logik noch nicht zu 
eigen geworden is t werden sie noch dahinter kommen.

Der „Vorwärts“ kriegt die^CPD. wie einen, bei einer 
Missetat ertappten Buben an die Ohren und hält ihr (am 
30. Mai) folgende Standpauke:

Das Stich wort ist gegeben, der Kampf kann w^it$r 
auf dem noden der Weimarer Verfassung geffihrt wer
den, Und wenn dann schließlich bei der, den Soaakle- 
mokraten angeborenen Realpolitik das kleinere- Uebei zn 
wählen is t dann wird ein Kompromiß geschlossen Die 
SPD wird sagend wir konnten nicht mehr erreichen, die 
proletarische Einheitsfront (in der SFD J ist immer noch 
nicht erreicht Das werden die Arbeiter verstehen. Die 
KPD. wird kreischen fiber Verrat. Sabotage der Emherts- 
front aber sie kann keinen eigenen revolutionären Weg 
vorschlagen, d e n  sie klammert sk* nur noch an die Ge
werkschaften nnd die SPD. Das werden die Arbeiter

Das ist nur logisch. Wenn man die demokratischen 
Illusionen der Arbeiter durch Schutz der „Ausübung eines 
verfassungsmäßigen Staatsbürgerrechts“ selbst stärkt und 
damit M ft die Arbeiterschaft dem schwarzrotgelben
W» —- - m _ a----- - - n  - -vooesoetrug anszuneiem. -s

großen Werken Seien «an Mitteilungen zugagaagen. daß 
sie beabsichtigen, ihre Werke zn sChUefca oder stark« 
Abbaumaß nahmen vorzunehmen.' Von diejen W e itta  
werde e rk lärt « a  !¥■<■><■■ hn w atfMhrh« OHM»

Bet dieser, mit M e  der KPD- durchgeführtea ideo 
gischen Versnmpfanc der Arbeiterschaft k t  m  m m  
Aufgabe, dem schwarzrotgelben Voftsbetrug d a s n  
Banner der proletarischen Revolution entgegenzusteft 
„Veriassangslragea sind Machtfragen“. LassaOe. c 
diese Wahrheit aassprach, war gewiß kein R ev o W *  
Aber diese Worte Lassales gdtea j jg te  ia é c r  Vfot 
der KPD, geschweige denn der der 3 fD.. nicht nidff.

Die Aufgabe des Proletariats ist es nicht, sich I

Der »Vorwärts** konnte mit Recht den Sieg des 
Volksbegehrens ab  den Sieg des demokratischen Gedan
kens bejubeln. Die theoretische Diskussion zwischen 
„Vorwärts“ und „Rote Fahne“ über Demokratie und Dik
tatur konnte nicht die Tatsache beseitigen, daß die bür
gerliche Republik die „unter der Führung der K. P. D.
n- — — ̂  - - ~n lyfillrrniiLi «ia»»** MgM UMWAttnAtl liam mkämpfenden Metten voiksmassen am narrenseu nerum- 
geführt h a t Dié bürgerliche Republik ist daran «Br die 
Bourgeoisie fine- besserAtfegierungsionn als die Mo
narchie. wefl sié darin ihre Herrschaft direkter, verhABter 
und sicherer ausflben kann. In Wirklichkeit sind die de- 
makraüsriwp Rechte Scheinrechte, dazu bestimmt die 
Proleten besser unterdrücken nnd aushruttn zn können. 
Darum tann dte SPD. den Volksentscheid als «direkte 
Gesetzgebung durch das Volk** ansprechen und Im  als 
die uwl>rhd>r Form der bürgerlichen Demokratie an-

erleben in diesen Wochen den krassen Beweis 
dessen, daß SPD. und Gewerkschaften wieder die ideolo
gische Herrschaft über die große Mehrheit des deutschen 
Proletariats angetreten h a t Die Sozialdemokraten habetf 
sich gar nichts vergeben, als sie der KPD. die Führung 
der Volksentscheids-Bewegung zur „restlosen Enteig
nung der. Fürsten“ abnahm. Das ist eine typische bürger
liche Reformbewegung zugunsten der „Allgemeinheit“, 
nämlich des bürgerlichen Staates £ls Verkörperung der’

Die vorige Ausgabe der JCAZ.“ mit der Ueberschrift „Das 
Ende einer Phrase“ auf der ersten Seite trägt durch ein \  er
sehen die Nr. 40 statt 41.

kultor. Maa maß d a  wohl auch notgedrungen hiazuf&fcea: 
Damakratie la  IW É  É i J ,  Angesichts der Katastrophe der 
kapitalistischen Krise tot es nicht schwer tu  erraten. waMn 
dfe Hunderttausende wandern söffen. Sie waadeni dea Weg 
der kapitalistischen Demokratie ia dea sozialen Abgrufcd, aaf. 
den Friedhof. Diese „Völkerwanderung^ des Proletariats wird 
nicht anfhörea, solange der Kapitalismus mit achter Demo
kratie. seinen Gewerkschaftsbonzen nnd sozialdemokratischen 
Verfassungshütern besteht, die mit Arcusaugen darüber wachen, 
daß dnreh den Kampf der Arbeiter für die proletarische Revo
lution kein Steindien ans diesem scM aea Baa gebrochen wird.
— in dem die Arbeiter verrecken and verfaulen wie Aas. <



Solifische »undwhott

W ä P E Ü K K l S i i  Entfands ha.,« bis ieU. der 
voraus. daB sie sich von dem phrasenhaften Lie

sch impfe Ireihielt und in ihrer Zeitung -W orkers Weckly rdem 
ï n l ï ï e  an 351 klaren Ntochtstandpunkt vertrat. Trotzdem 
£ £ S 7 d iA  schon bei dem Unterschied ihres Einflusses aut dem
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